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303-1-3-J 

Verordnung 
zur Regelung von Angelegenheiten 
auf dem Gebiet des Notarwesens 

Vom 10. Februar 2000 

Auf Grund von § 6 Abs. 3 Satz 4, § 7 Abs. 5 Satz 2, 
§ 9 Abs. 1 Satz 2, § 25 Abs. 2 Satz 1, § 67 Abs. 3 Nr. 3 
Satz 4, §§ 112, 113 Abs. 4 der Bundesnotarordnung -
BNotO - (BGBl III 303-1) , zuletzt geändert durch 
Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 1998 
(BGBl I S. 3836), sowie § 54b Abs. 3 Satz 3 des Be­
urkundungsgesetzes vom 28. August 1969 (BGBI I 
S. 1513), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 31. August 1998 (BGBl I S. 2585), in Verbindung 
mit § 3 Nm. 1 bis 6 der Verordnung zur Ausführung der 
Bundesnotarordnung vom 27 . Juli 1999 (GVBI S . 339 , 
BayRS 303-1-2-J), erlässt das Bayerische Staatsminis­
terium der Justiz folgende Verordnung: 

Erster Teil 

Ausführung der Bundesnotarordnung 

§ 1 

Gemeinsame Berufsausübung durch Notare 

(1) IVerbinden sich Notare zur gemeinsamen Berufs­
ausübung oder unterhalten sie gemeinsame Geschäfts­
räume, so haben sie ihre Rechte und Pflichten vertrag­
lich zu regeln. 2Die Vereinbarung sowie jede Änderung 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. 

(2) lZuständig für die Genehmigung ist der Präsi­
dent des Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk die be­
t eiligten Notare ihren Amtssitz haben. 2Vor der Ent­
scheidung ist die Landesnotarkammer Bayern (Lan­
desnotarkammer) anzuhören. 

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 

1. ein Notar sich mi t mehr als einem Notar zur gemein­
samen Berufsausübung verbinden oder mi t mehr als 
einem Notar gemeinsame Geschäftsräume unter­
halten will, 

2. der Inhalt der zwischen den Notaren getroffenen 
Vereinbarung mit den Richtlinien der Landesnotar­
kammer nach § 67 Abs. 2 Satz 3 Nr. 5 BNotO nicht 
vereinbar ist oder 

3. der Genehmigung in anderer Weise Erfordernisse 
einer geordneten Rechtspflege entgegenstehen; dies 
sind insbesondere 

a) die Entscheidung der Landesjustizverwaltung 
über die Bestellung von Notaren und deren Amts­
sitzverlegung nach pflichtgemäßem Ermessen 
(§§ 12, 10 Abs. 1 Satz 3 BNotO) , 

b) die Grundsätze der persönlichen und eigenver­
antwortlichen Amtsführung sowie die Unabhän­
gigkeit und Unparteilichkeit des Notars (§ 9 
Abs. 3 BNotO) sowie 

c) die angemessene Versorgung der Rechtsuchen­
den mit notariellen Leistungen (§ 4 BNotO). 

(4) IDie Genehmigung kann mit Auflagen verbun­
den oder befristet werden. 2Sie ist zu widerrufen, wenn 
Tatsachen bekannt werden, die die Versagung der Ge­
mihmigung rechtfertigen würden. 31m Übrigen bleiben 
die gesetzlichen Regelungen über den Widerruf un­
berührt. 

§2 

Anrechnung von Zeiten auf 
die Dauer des Notardienstes 

(1) IDie Dauer einer Amtsniederlegung nach § 48b 
Abs. 1 Nr. 1 BNotO wird bis zur Vollendung des 12 . Le­
bensmonats des Kindes auf die bisherige Amtstätig­
keit als Notar angerechnet. 2Bei ,mehrfacher Inan­
spruchnahme werden höchstens zwei Jahre angerech­
net. 

(2) Die nach Absatz 1 anrechenbaren Zeiten sind um 
all diejenigen zu vermindern, die bereits nach § 15 
Abs. 3 auf die Dauer des Anwärterdienstes des Notars 
angerechnet wurden. 

(3) Die Landesnotarkammer Bayern vollzieht die 
Anrechnung nach den Absätzen 1 und 2. 

§3 

Übertragung von Befugnissen 
der Landesjustizverwaltung 

Von den Befugnissen, die der Landesjustizverwal­
tung nach der Bundesnotarordnung zustehen, werden 
übertragen: 

1. auf die Präsidenten der Oberlandesgerichte 

a) die Entlassung eines Notars aus dem Amt (§ 48 
BNotO), 

b) die Erteilung der Erlaubnis, die Amtsbezeich­
nung "Notar" mit dem Zusatz "außer Dienst 
(a.D.)" weiterzuführen, sowie die Rücknahme der 
Erlaubnis zur Führung dieser Bezeichnung (§ 52 
Abs. 2 und 3 BNotO), 

2. auf den Generalstaatsanwalt bei dem Oberlandes­
gericht München die Befugnisse der Einleitungs­
behörde bei förmlichen Disziplinarverfahren (§ 96 
Satz 3 BNotO) , 

3. auf den Präsidenten des Oberlandesgerichts Mün­
chen die Ernennung der Beisitzer nach Maßgabe des 
§ 4 (§ 103 Abs. 1 Satz 1 BNotO) sowie der Antrag auf 
Amtsenthebung eines Beisitzers (§ 104 Abs. 2 Satz 1 
BNotO) , 
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4. auf die Präsidenten der Landgerichte 

a) die Übertragung der Verwahrung der Akten und 
Bücher eines Notars sowie der ihm amtlich über­
gebenen Urkunden nach dem Erlöschen seines 
Amts oder der Verlegung seines Amtssitzes (§ 51 
Abs. 1 Satz 2 BNotO) , 

b) die Erteilung der Genehmigung in den Fällen, in 
denen ein Notar, der bereits am Amtssitz eines aus­
geschiedenen Notars ansässig ist, seine Geschäfts­
stelle in Räume dieses Notars verlegen oder einen 
in einem besonderen Vertrauensverhältnis ste­
henden Angestellten in seine Geschäftsstelle über­
nehmen will (§ 53 Abs. 1 Satz 1 BNotO), 

c) die Bestellung eines Notariatsverwalters und der 
Widerruf dieser Bestellung (§ 57 Abs. 2 Satz 1 und 
§ 64 Abs. 1 Satz 3 BNotO), 

d) die Mitteilung der Beendigung des Amts eines 
Notariatsverwalters (§ 64 Abs. 1 Satz 2 BNotO). 

§4 

Beisitzer beim Oberlandesgericht 

lBei der Ernennung von Notaren zum Beisitzer beim 
Oberlandesgericht (§ 103 Abs. 1 Satz 1 BNotO) ist auf 
eine angemessene Berücksichtigung der Notare in den 
drei Oberlandesgerichtsbezirken zu achten. 2Die Er­
nennung erfolgt im Einvernehmen mit dem Präsiden­
ten des Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk der Notar 
seinen Amtssitz hat, es sei denn, der Notar hat seinen 
Amtssitz im Bezirk des Oberlandesgerichts München. 

§5 

Höchstbetrag der Gruppenanschlussversicherung 

Bei der Gruppenanschlussversicherung nach § 67 
Abs. 3 Nr. 3 BNotO darf die Gesamtleistung des Versi­
cherers für alle während eines Versicherungsjahres von 
allen versicherten Notaren verursachten Schäden in 
den Versicherungsverträgen auf 84 Millionen Deutsche 
Mark begrenzt werden. 

Zweiter Teil 

Beschäftigung juristischer Mitarbeiter 

§6 

Genehmigungsvorbehalt 

(1) lEin Notar darf Mitarbeiter mit der Befähigung 
zum Richteramt, Laufbahnprüfung für das Amt des 
Bezirksnotars oder Abschluss als Diplom-Jurist (juris­
tischer Mitarbeiter) nur beschäftigen, wenn dies der 
Präsident des Oberlandesgerichts genehmigt hat. 2Glei­
eh es gilt für die Änderung der Bedingungen, unter de­
nen ein juristischer Mitarbeiter beschäftigt werden soll. 

(2) Vor einer Entscheidung sind die Landesnotar­
kammer und die Notarkasse - Anstalt des öffentlichen 
Rechts - in München (Notarkasse) zu hören. 

§7 

Genehmigung 

(1) lDie Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Be­
schäftigung des juristischen Mitarbeiters die persön-

liehe Amtsausübung des Notars nicht gefährdet und 
ihr auch sonstige Belange einer geordneten Rechts­
pflege nicht entgegenstehen. 2Sonstige Belange einer 
geordneten Rechtspflege sind insbesondere 

1. die Ausbildung und Beschäftigung der im Anwär­
terdienst Bayerns befindlichen Notarassessoren 
und ihre Bestellung zum Notar, 

2. die Ausbildung und Beschäftigung der im Dienste 
der Notarkasse zur Verwendung an den einzelnen 
Notarstellen befindlichen Angestellten einschließ­
lich der Anwärter, 

3. die Vermeidung des Anscheins einer gemeinschaft­
lichen Berufsausübung entgegen der Beschränkung 
des § 9 Abs. 1 BNotO, 

4. die ausreichende Versorgung der rechtsuchenden 
Bevölkerung mit Notaren (§ 4 BNotO). 

(2) Die Genehmigung soll versagt werden, wenn 

1. der Notar oder der mit ihm beruflich verbundene 
Notar bereits einen juristischen Mitarbeiter be­
schäftigt oder 

2. der juristische Mi tarbeiter neben der Beschäftigung 
beim Notar den Beruf des Rechtsanwalts, Patent­
anwalts, Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder 
vereidigten Buchprüfers ausübt oder hierfür eine 
berufsrechtliche Zulassung besitzt oder 

3. durch die Beschäftigung des juristischen Mitarbei­
ters die Ausbildung der im Anwärterdienst des 
Landes befindlichen Notarassessoren oder deren 
Bestellung zum Notar beeinträchtigt werden oder 

4. durch die Beschäftigung des juristischen Mitarbei­
ters die Ausbildung oder Beschäftigung der im 
Dienste der Notarkasse zur Verwendung an den 
einzelnen Notarstellen befindlichen Angestellten 
oder Anwärter beeinträchtigt werden oder 

5. die ausreichende Versorgung der rechtsuchenden 
Bevölkerung mit Notaren gefährdet wird oder 

6. in der Person des juristischen Mitarbeiters Umstän­
de vorliegen, die mit der Beschäftigung beim Notar 
unvereinbar sind. 

(3) Die Genehmigung beinhaltet das Verbot einer 
Vertretung des Notars sowie anderer Notare durch den 
juristischen Mitarbeiter, soweit nicht die Belange einer 
geordneten Rechtspflege im Einzelfall die Bestellung 
zum Vertreter gebieten. 

(4) lDie Genehmigung kann mit Auflagen verbun­
den oder befristet werden. 2Sie ist zu widerrufen, wenn 
Tatsachen eintreten, die die Versagung der Genehmi­
gung rechtfertigen würden. 3Die gesetzlichen Regelun­
gen über die Rücknahme oder den Widerruf bleiben im 
Ubrigen unberührt. 

Dritter Teil 

Ausbildung der Notarassessoren 

§8 

Ziel des Anwärterdienstes 

Ziel des Anwärterdienstes ist es , den Notarassessor 
auf die Aufgaben des Notars als unabhängiger Träger 
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eines öffentlichen Amts auf dem Gebiet der vorsorgen­
den Rechtspflege vorzubereiten. 

§9 

Inhalt der Ausbildung 

(1) IDer Notarassessor soll in alle Arten notarieller 
Tätigkeit eingewiesen werden, wobei auf die dem No­
tar obliegenden Belehrungs-, Beratungs- und Betreu­
ungspflichten besonderes Gewicht zu legen ist. 2Der 
Notarassessor ist bei der Vorbereitung und Abwick­
lung von Urkundsgeschäften zu beteiligen, beim Ver­
kehr mit den Parteien zuzuziehen sowie in der Zu­
sammenarbeit mit Gerichten, Grundbuchämtern und 
sonstigen Dienststellen zu üben. 3Er soll auch im 
Steuer- und Kostenwesen sowie in der Führung der 
Urkundenrolle und der sonstigen Bücher und Akten 
des Notars unterwiesen und mit der Leitung und Orga­
nisation einer Notarstelle vertraut gemacht werden. 

(2) 1 Der Notarassessorist über das Standesrecht und 
die Pflichten eines Notars gegenüber der Landesnotar­
kammer und der Notarkasse zu unterrichten. 2Die Lan­
desnotarkammer kann den Notarassessor verpflich­
ten, Gutachten zu erstatten und Vorträge in Kammer­
versammlungen zu halten. 

(3) Zur selbständigen Erledigung können dem No­
tarassessor Verwahrungs geschäfte, die Anfertigung 
von Urkundsentwürfen, die selbständige Beratung 
von Rechtsuchenden, die Vertretung der Beteiligten 
vor Gerichten und Verwaltungsbehörden, soweit kein 
Anwal tszwang besteht, sowie Schlichtungstä tigkei ten 
übertragen werden, soweit es sich bei diesen Tätig­
keiten um Amtstätigkeiten nach den §§ 23, 24 BNotO 
handelt. 

(4) Mit fortschreitender Ausbildungszeit soll der 
Notarassessor in vermehrtem Umfang zur Tä tigkei tals 
Notarvertreter oder Notariatsverwalter herangezogen 
werden. . 

§ 10 

Durchführung der Ausbildung 

(1) 1In den ersten zwei Jahren des Anwärterdienstes 
soll der Notarassessor wenigstens zwei Notaren zur 
Ausbildung zugewiesen werden, deren Amtssitz sich 
nicht am gleichen Ort befindet und deren Ämter mög­
lichst eine verschiedene Struktur aufweisen sollen. 
2Die Beschäftigung an der ersten Notarstelle soll in der 
Regel mindestens neun Monate dauern. 3Der Notar­
assessor hat von den Standesorganisationen veran­
staltete oder benannte Ausbildungskurse zu besuchen. 

(2) Für die Überweisung eines Notarassessors an 
einen Notar soll grundsätzlich maßgebend sein, ob die 
Notarstelle und deren Inhaber zur Ausbildung von 
Notarassessoren geeignet sind. 

§11 

Beurteilung 

(1) Der Notarassessor ist zu beurteilen 

1. bei der ersten Bewerbung um eine freie Notarstelle, 

2. auf Anforderung des Staatsministeriums der Justiz . 

(2) IDie Beurteilung des Notarassessors erstellt der 
im Zeitpur,kt der Beurteilung aufsichtführende Präsi­
dent des Landgerichts. 2Bei einer Abordnung erstellt 
der Präsident des Landgerichts die Beurteilung, in 
dessen Bezirk die Notarstelle oder Dienststelle liegt, 
welcher der Notarassessor zugewiesen ist. 3Jeder No­
tar, bei dem ein Notarassessor länger als drei Monate 
beschäftigt war, erstellt bei Ablauf der Zuweisung oder 
Abordnung einen schriftlichen Beurteilungsbeitrag. 
4Eine Abschrift des Beurteilungsbeitrags ist der Lan­
desnotarkammer zu übersenden. 5War der Notarasses­
sor bei der Landesnotarkammer oder bei der Notar­
kasse länger als drei Monate tätig, so erstellt die Lan­
desnotarkammer oder die Notarkasse einen schrift­
lichen Beurteilungsbeitrag. 6Die Landesnotarkammer 
fasst sämtliche Beurteilungsbeiträge zu einem einheit­
lichen Beurteilungsbeitrag zusammen. 

(3) Beurteilungsbeiträge und Beurteilungen sollen 
die Leistung des Notarassessors im Vergleich zu der 
anderer Notarassessoren objektiv darstellen und von 
seiner Eignung, Befähigung und Leistung ein zutref-
fendes Bild geben. . 

(4) Beurteilungsbeiträge und Beurteilungen schlie­
ßen mit einer Feststellung darüber, ob sich der Notar­
aSSessor bewährt hat und er für die Bestellung zum 
Notar geeignet, noch nicht geeignet oder nich t geeignet 
ist. 

(5) 1Die durch den Präsidenten des Landgerichts 
erstellte Beurteilung wird von den vorgesetzten 
Dienstbehörden überprüft. 2Eine Abschrift der über­
prüften Beurteilung wird der Landesnotarkammer zu 
deren Personalakten übersandt. 3Vor der Überprüfung 
eröffnet der Präsident der Landesnotarkammer dem 
Notarassessor die Beurteilung durch Aushändigung 
eines Abdrucks. 4§ 54 Abs. 1 Sätze 4 und 5, Abs . 2 der 
Laufbahnverordnung gelten entsprechend. 

§ 12 

Dienstunfähigkeit wegen Krankheit 

(1) 1Wird ein Notarassessor wegen Krankheit dienst­
unfähig, so hat er dies dem Notar, bei dem er beschäf­
tigt ist, unverzüglich anzuzeigen. 21st er als Notarver­
treter oder als Notariatsverwalter tä tig, so un terrichtet 
er, unbeschadet des § 38 Satz 1 BNotO, die Landes­
notarkammer über Beginn und Ende der Krankheit. 
3Der in den Standesorganisationen oder in der Ver­
waltung der Notarkasse beschäftigte Notarassessor 
unterrichtet die betreffende Dienststelle. 

(2) 11m Fall des Absatzes 1 Satz 1 berichtet der Notar 
bei mehr als dreitägiger Dauer der Krankheit der 
Landesnotarkammer; er zeigt ihr auch die Wiederauf­
nahme des Dienstes an. 2Die Landesnotarkammer 
berichtet dem Staatsministerium der Justiz bei der 
Bewerbung des Notarassessors um eine freie Notar­
stelle, wenn sich aus der Dauer oder Art der Krank­
heiten des Notarassessors Bedenken gegen seine kör­
perliche Tauglichkeit oder die Erfüllung der Mindest­
anwärterdienstzeit des § 7 Abs. 1 BNotO ergeben. 

(3) Der Notar, bei dem der Notarassessor beschäftigt 
ist, die Landesnotarkammer und die Notarkasse kön­
nen zum Nachweis einer Krankheit von dem Notar­
assessor die Vorlage einer ärztlichen oder, falls es er­
forderlich erscheint, einer amtsärztlichen Bescheini­
gung verlangen. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/2000 63 

§ 13 

Urlaub 

(1) lDer Notarassessor erhält unter Anrechnung 
auf den Anwärterdienst Erholungsurlaub von gleicher 
Dauer wie ein Richter auf Probe. 2Den Erholungs­
urlaub erteilt der ausbildende Notar auf Antrag des 
Notarassessors; wenn er einem Antrag nicht entspre­
chen will, hat er ihn der Landesnotarkammer zur Ent­
scheidung vorzulegen. 

(2) lErziehungsurlaub und familienpolitische Beur­
laubung (Art. 80b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Bayerischen 
Beamtengesetzes) werden entsprechend den für Be­
amte geltenden Bestimmungen gewährt. 2Das Urlaubs­
gesuch ist über den ausbildenden Notar an die Landes­
notarkammer zu richten, die hierüber zu entscheiden hat. 

(3) lUrlaub aus wichtigem Grund kann entspre­
chend den für Beamte geltenden Bestimmungen ge­
währt werden, soweit dem nicht die Besonderheiten 
des Anwärterdienstes und die Ausbildung der Notar­
assessoren entgegenstehen und keine abweichenden 
Regelungen bestehen. 2Absatz 2 Satz 2 findet entspre­
chende Anwendung. 

(4) lEine Dienstbefreiung kann nach den beamten­
rechtlichen Grundsätzen bewilligt werden. 2Absatz 1 
Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 

§ 14 

Teilzei t beschäftigung 

(1) Einem Notarassessor ist auf Antrag, wenn zwin­
gende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, die 
Arbeitszeit bis auf die Hälfte der regelmäßigen Ar­
beitszeit ZI1 ermäßigen, wenn er 

1. mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 

2. einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen 
sonstigen Angehörigen tatsächlich betreut oder 
pflegt. 

(2) lÜber den Antrag entscheidet die Landesnotar­
kammer. 2Der Antrag auf Teilzeitbeschäftigung sowie 
der Antrag auf Verlängerung sollen spätestens sechs 
Monate vor Antritt beziehungsweise vor Ablauf der 
Genehmigung der Teilzeitbeschäftigung gestellt wer­
den. 

(3) lDie Landesnotarkammer kann auch nachträg­
lich die Dauer der Teilzeitbeschäftigung beschränken 
oder den Umfang der zu leistenden Arbeitszeit er­
höhen. soweit zwingende dienstliche Belange, insbe­
sondere die Sicherstellung der Vertretung der Notare 
sowie der Verwaltung freier Notarstellen dies erfor­
dern. 2Sie soll eine Änderung des Umfangs der Teilzeit­
beschäftigung oder den Ubergang zur Vollzei tbeschäf­
tigung zulassen, wenn dem Notarassessor die Teilzeit­
beschäftigung im bisherigen Umfang nicht zugemutet 
werden kann und dienstliche Belange nicht entgegen­
stehen. 

§ 15 

. Anrechnung von Zeiten auf die 
Dauer des Anwärterdienstes 

(1) lZeiten, in denen der Notarassessor in den Stan­
desorganisationen einschließlich der Verwaltung der 

Notarkasse tätig war, werden auf die Dauer des An- ' 
wärterdienstes angerechnet. 2Der Notarassessor soll 
jedoch mindestens eineinhalb Jahre des Anwärter­
dienstes bei Notaren ableisten. 

(2) lDie Zeiten, in denen ein Notarassessor Wehr­
oder Ersatzdienst geleistet hat, können bei seiner 
Bestellung zum Notar entsprechend den für Beamte 
des Freistaates Bayern geltenden Regelungen bis zur 
für den Notarassessor bei Ableistung dieses Dienstes 
maßgeblichen gesetzlichen Dauer berücksichtigt wer­
den. 2Notarassessoren mit anrechenbaren Wehr- oder 
Ersatzdienstzeiten werden auf Antrag behandelt wie 
Notarassessoren des Einstellungstermins, dem sie an­
gehören würden, wenn sie diese Wehr- oder Ersatz­
dienstzeiten nicht abgeleistet hätten, sofern das in der 
Zweiten Juristischen Staatsprüfung erzielte Ergebnis 
auch in diesem Termin zur Einstellung ausgereicht 
hätte; andernfalls erfolgt die Vorstufung nur bis zu 
dem nachfolgend frühesten Einstellungstermin, in 
dem diese Voraussetzung vorgelegen hätte. 3Der An­
trag ist schriftlich bei der Landesnotarkammer inner­
halb eines Jahres nach der Ernennung zum Notar­
assessor einzureichen. 4Der Antrag ist unwiderruflich. 

(3) Wird während des Anwärterdienstes Erzie­
hungsurlaub oder eine familienpolitische Beurlau­
bung in Anspruch genommen, so wird die Zeit der Be­
urlaubung bis zur Vollendung des 12. Lebensmonats 
des Kindes, bei mehrfacher Inanspruchnahme insge­
samt höchstens im Umfang von zwei Jahren, auf die 
Dauer des Anwärterdienstes angerechnet. 

(4) Sonstiger Urlaub, der nicht Erholungsurlaub ist 
und auch dienstlichen Interessen dient (§ 18 Abs. 3 
Satz 2 der Urlaubsverordnung), kann ganz oder teil­
weise angerechnet werden. 

(5) lWährend des Anwärterdienstes eintretende 
Zeiten eines Beschäftigungsverbots werden nach den 
für Beamtinnen des Freistaates Bayern geltenden Mut­
terschutzvorschriften auf die Dauer des Anwärter­
dienstes angerechnet. 2Dienstunterbrechungen infolge 
Dienstunfähigkeit wegen Krankheit werden bis zu 30 
Tagen jährlich auf die Dauer des Anwärterdienstes 
angerechnet; dies gilt nicht, wenn der Notarassessor 
den nach § I? Abs. 3 geforderten Nachweis nicht er­
bracht hat. 3Uber eine weitergehende Anrechnung ist 
nach den Umständen des Einzelfalls zu entscheiden. 

(6) Die in § 7 Abs. 1 BNotO vorgeschriebene Min­
destanwärterzeit von drei Jahren soll durch Anrech­
nungen nach den Absätzen 2 bis 5 nicht verkürzt wer­
den. 

(7) Die Landesnotarkammer vollzieht die Anrech­
nungen nach den Absätzen 1 bis 6. 

(8) lEine Teilzeitbeschäftigung nach § 14 wird im 
Umfang der verminderten regelmäßig geleisteten Ar­
beitszeit als Dienstzeit angerechnet, soweit nicht der 
Notarassessor einen dreijährigen Anwärterdienst, sei 
es in Vollzeit oder in der entsprechend der verminder­
ten Arbeitszeit angerechneten Teilzeit, abgeleistet hat. 
21m Ubrigen wird sie in gleicher Weise wie eine Voll­
zeitbeschäftigung auf die Dauer des Anwärterdienstes 
angerechnet. 

(9) Liegen nach den Absätzen 1 bis 8 nicht oder 
beschränkt anrechnungsfähige Beschäftigungszeiten 
oder nicht anrechnungsfähiger Urlaub vor, so kann die 
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Landesnotarkammer verfügen, dass der Notarassessor 
bei der Bewerbung um eine Notarstelle hinsichtlich 
des Einstellungstermins den Notarassessoren gleich­
zustellen ist, die unter Berücksichtigung der nicht an­
gerechneten Zeiten eine vergleichbare Dauer des An­
wärterdienstes aufweisen. 

Dri tter Teil 

Schluss vorschriften 

§ 16 

1n-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten, 
Übergangsvorschriften 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. März 2000 in Kraft. 

(2) lMit Ablauf des 29. Februar 2000 tritt die Ver­
ordnung zur Regelung von Angelegenheiten auf dem 
Gebiet des Notarwesens vom 11. November 1982 
(BayRS 303-1-3-J), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 12 . August 1991 (GVBI S. 316), mit Ausnah­
me von § 9 Abs. 2, außer Kraft. 2§ 9 Abs. 2 tritt mit Ab­
lauf des 28. Februar 2002 außer Kraft. 3Bei N otarasses­
soren, die vor dem 1n-Kraft-Treten dieser Verordnung 
ihren Dienst angetreten haben und eine Anrechnung 
der Wehr- oder Ersatzdienstzeiten beantragen, ist eine 
Entscheidung über die Anrechnung dieser Zeiten nach 
Maßgabe des § 9 Abs. 2 der Verordnung in der Fassung 
vom 12. August 1991 (GVBl S . 316) zu treffen. 

München, den 10. Februar 2000 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. Manfred We i ß, Staatsminister 
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2035-14-1 

Verordnung 
zur Erleichterung der Personalvertretung 

bei der Eingliederung des Bauamts 
der Bayetischen Verwaltung 

der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen 
in das Staatliche Hochbauamt München I 

Vom 16. Februar 2000 

Auf Grund des Art. 91 des Bayerischen Personal­
vertretungsgesetzes (BayPVG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 11. November 1986 (GVBI S . 349, 
BayRS 2035-1-F), zuletzt geändert durch § 5 des Ge­
setzes vom 24. Juli 1998 (GVBI S. 443), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium des Innem im Einver­
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

lDer örtliche Personalrat beim Staatlichen Hoch­
bauamt München I wird um die Mitglieder des letzten 
Personalrats beim Bauamt der Bayerischen Verwal­
tung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen erwei­
tert, die nunmehr dem Personal des Staatlichen Hoch­
bauamts München I angehören. 21m Fall der Verhinde­
rung eines hinzutretenden Mitglieds bestimmt sich das 
Ersatzmitglied gemäß Art. 31 Abs. 2 BayPVG aus den 
Vorschlagslisten der letzten örtlichen Personalrats­
wahl beim Bauamt der Bayerischen Verwaltung der 
staatlichen Schlösser, Gärten und Seen. 3Dabei können 
jedoch nur Ersatzmitglieder berücksichtigt werden, 
die Beschäftigte des Staatlichen Hochbauamts Mün­
chenlsind. 

§2 

Die nach § 1 hinzutretenden Mitglieder erlangen die 
Rechtsstellung eines einfachen Personalratsmitglieds 
und sind Mitglieder der Gruppe, der sie angehören. 

§3 

Wird nach In-Kraft-Treten dieser Verordnung der 
in § 1 genannte erweiterte Personalrat nach den Art. 27 
und 28 Abs. 2 BayPVG während der regelmäßigen 
Amtszeit neu gewählt, so finden die §§ 1 und 2 keine 
Anwendung mehr. 

§4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2000 in Kraft und mit Ablauf des 31. Juli 2002 außer 
Kraft. 

München, den 16. Februar 2000 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 
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2035-29-1 

Verordnung 
zur Erleichterung der Personalvertretung 

in der Sparkasse Fürth 

Vom 18. Februar 2000 

Auf Grund des Art . 91 des Bayerischen Personal­
vertretungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 11. November 1986 (GVBl S . 349, BayRS 
2035-1-F), zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 
24. Juli 1998 (GVBl S. 443), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium des 1nnern im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Die Amtszeit des derzeitigen Personalrats der Ver­
einigten Sparkasse im Landkreis Fürth wird bis zum 
Beginn der Amtszeit des nach § 3 zu wählenden Perso­
nalrats, längstens jedoch bis zum 31. August 2000, ver­
längert. 

§2 

Die Geschäfte der Personal vertretung in der neu ge­
bildeten Sparkasse Fürth werden bis zum Beginn der 
Amtszeit des nach § 3 zu wählenden Personalrats, 
längstens jedoch bis zum 31. August 2000, durch die 
bisherigen Personalräte der Stadtsparkasse Fürth und 
der Vereinigten Sparkasse im Landkreis Fürth vor­
übergehend gemeinsam wahrgenommen. 

§3 

Die Neuwahl zur Personalvertretung der neu gebil­
deten Sparkasse Fürth ist so rechtzeitig durchzu­
führen, dass die neu gewählten Personalra tsmitglieder 
spätestens am 1. September 2000 ihr Amt angetreten 
haben. 

§4 

Diese Verordnung tritt am 1. März 2000 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. August 2000 außer Kraft. 

München, den 18. Februar 2000 

Bayerisches Staatsministerium des Innern . 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 
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2210-1-1-6-WFK 

Verordnung 
über die Befugnis zur Abnahmevon Hochschulprüfungen 

an Universitäten, Kunsthochschulen und 
der Hochschule für Fernsehen und Film 

(Hochschulprüferverordnung - HSchPrüferV) 

Vom 22. Februar 2000 

Auf Grund von Art. 80 Abs. 6 Satz 1 Nm. 2 und 3 in 
Verbindung mit Art. 135 Abs. 1 des Bayerischen Hoch­
schulgesetzes (BayHSchG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 2. Oktober 1998 (GVBI S . 741, 
BayRS 2210-1-1-WFK), zuletzt geändert durch § 5 des 
Gesetzes vom 22 . Juli 1999 (GVBI S . 300), in Verbin­
dung mit Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Gesetzes zur 
Überleitung von Zuständigkeiten vom 29. Dezember 
1998 (GVBI S. 1013, BayRS 1l02-9-S), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, For­
schung und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) IDiese Verordnung gilt für Hochschulprüfungen 
an Universitäten, Kunsthochschulen und der Hoch­
schule für Fernsehen und Film. 2Neben den in Art . 80 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 BayHSchG genannten Hochschul­
lehrern (Art. 2 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Hoch­
schullehrergesetzes - BayHSchLG) können die Hoch­
schulprüfungsordnungen weitere Personen als Prüfer, 
Berichterstatter oder Gutachter zur Abnahme von 
Hochschulprüfungen nur nach Maßgabe der folgen­
den Bestimmungen vorsehen. 3Art. 80 Abs. 6 Satz 4 
BayHSchG bleibt unberührt. 

(2) Die §§ 2 bis 4 gelten nicht für Prüfungen in Fach­
hochschulstudiengängen an Universitäten. 

§2 

Vor-, Zwischen-, Sprach- und 
andere Universitätsprüfungen, 

durch die keine akademischen Grade erworben werden 

(1) Zur Abnahme von Vor-, Zwischen-'oder Sprach­
prüfungen sowie von anderen Prüfungen, durch die 
keine akademischen Grade erworben werden, sind 
nach Maßgabe des Absatzes 2 auch folgende Personen 
befugt: 

1. Professoren im Ruhestand, 

2. Oberassistenten und Oberingenieure, 

3. wissenschaftliche oder künstlerische Assistenten, 

4. in der Regel hauptberufliche, ausnahmsweise auch 
besonders qualifizierte nebenberufliche wissen­
schaftliche und künstlerische Mitarbeiter mit Aus­
nahme der wissenschaftlichen Hilfskräfte (Art. 25 
BayHSchLG), 

5. Lehrbeauftragte, 

6. Lehrkräfte für besondere Aufgaben, 

7. in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene 
Personen, wenn diese ein abgeschlossenes Hoch­
schulstudium an einer Universität oder in einem 
wissenschaftlichen, mindestens vierjährigen Stu­
diengang an einer gleichstehenden Hochschule auf­
weisen und über eine mindestens vierjährige Be­
rufserfahrung verfügen. 

(2) IDie in Absatz 1 Nm. 2 bis 7 genannten Personen 
sollen in dem Prüfungsfach eine selbstständige Unter­
richtstätigkeit an einer Universität von mindestens 
einem Jahr ausgeübt haben. 2Für Prüfungen in Sport­
fächern soll eine selbstständig ausgeübte Unterrichts­
tätigkeit von mindestens einem Jahr an einer deut­
schen Hochschule gegeben sein. 

(3) lZur Abnahme von Zwischenprüfungen im Stu­
diengang Rechtswissenschaft sind 

1. abweichend von Absatz 1 Nr. 4 auch wissenschaft­
liche Hilfskräfte (Art. 25 BayHSchLG) und 

2. abweichend von Absatz 1 Nr. 7 auch 

a) Rechtsreferendare, die die Erste Juristische 
Staatsprüfung mindestens mit der Note "befrie­
digend" bestanden haben und sich seit mindes­
tens einem halben Jahr im Vorbereitungsdienst 
befinden, sowie 

b) Juristen, die die Erste oder Zweite Juristische 
Staatsprüfung mindestens mit der Note "befrie­
digend" bestanden haben, 

befugt. 2Absatz 2 Satz 1 findet keine Anwendung. 

§3 

Uni versi tä tsa bschl ussprüfungen, 
durch die akademische Grade erworben werden 

(1) lZur Abnahme von Bakkalaureats-, Bachelor-, 
Magister-, Master-, Diplom- und Lizentiatsprüfungen 
sind auch die in § 2 Abs. 1 Nm. 1,5,6 und 7 genannten 
Personen befugt, wenn sie in dem Prüfungsfach eine 
selbstständige Unterrichtstätigkeit von mindestens 
einem Jahr an einer Universität ausgeübt haben. 2Für 
Prüfungen in Sportfächern ist eine selbstständige Un­
terrichtstätigkeit von mindestens einem Jahr an einer 
deutschen Hochschule erforderlich. 

(2) lZur Abnahme dieser Prüfungen sind auch die in 
§ 2 Abs. 1 Nm. 2 bis 4 genannten Personen befugt , wenn 
sie in dem Prüfungs fach eine mehrjährige selbststän­
dige Unterrichtstätigkeit an einer Universität ausge­
übt haben. 2Sie dürfen nur dann zu Prüfern bestellt 
werden, wenn andere Prüfer dieses Fachs nicht oder 
nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen und 
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deshalb die Prüfung sonst nicht ordnungsgemäß 
durchgeführt werden kann. 

(3) lZur Abnahme von Fremdsprachenprüfungen im 
Rahmen dieser Prüfungen sind auch Lehrkräfte für 
Fremdsprachen (§ 2 Abs. 1 Nr. 6) befugt, wenn sie eine 
Unterrichtstätigkeit von mindestens einem Jahr an 
einer Universität in Deutschland ausgeübt haben. 2Zur 
Abnahme von Sportprüfungen im Rahmen dieser 
Prüfungen sind auch Lehrkräfte für bestimmte Sport­
fächer (§ 2 Abs. 1 Nr. 6) befugt, wenn sie eine Unter­
richtstätigkeit von mindestens einem Jahr an einer 
Hochschule in Deutschland ausgeübt haben. 3Lehr­
kräfte nach den Sätzen 1 und 2 dürfen nur zu Prüfern 
bestellt werden, soweit andere Prüfer dieses Fachs 
nicht zur Verfügung stehen und deshalb die Prüfung 
sonst nicht durchgeführt werden könnte; Wiederbe­
stellung ist zulässig. 4Der Hochschullehrer, der die ent­
sprechende Fremdsprache oder das entsprechende 
Sportfach an der Hochschule vertritt , kann dem be­
stellten Prüfer Weisungen hinsichtlich des Prüfungs­
stoffs erteilen. 5Bei Fehlen eines entsprechenden Hoch­
schullehrers oder bei dessen Verhinderung geht die 
Weisungsbefugnis auf den Vorsitzenden des für die 
Durchführung dieser Prüfungen zuständigen Prü-
fungsausschusses über. . 

§4 

Promotions- und Habilitationsprüfungen 
an Universitäten 

Zur Abnahme von Promotions- und Habilitations­
prüfungen sind auch die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 genannten 
Personen befugt. 

§5 

Hochschulprüfungen an Kunsthochschulen 

(1) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind 
nach Maßgabe der Hochschulprüfungsordnungen die 
in § 2 Abs. 1 Nm. 1 sowie 3 bis 7 genannten Personen 
befugt. 

(2) IDie Befugnis der in § 2 Abs. 1 Nr. 7 genannten 
Personen gilt auch, wenn sie ein abgeschlossenes Stu­
dium an einer Kunsthochschule aufweisen. 2Sie er­
streckt sich auch auf künstlerische Studiengänge an 
Universitäten, die in Kooperation mit Kunsthochschu­
len durchgeführt werden. 

(3) Zur Abnahme der Diplommusiklehrerprüfungen 
der Hochschulen für Musik für Absolventen der Fach­
akademien für Musik sind auch Lehrkräfte der Fach­
akademien für Musik befugt. 

(4) § 4 gilt auch für Promotionsprüfungen an Hoch­
schulen für Musik. 

§6 

Hochschulprüfungen 
an der Hochschule für Fernsehen und Film 

(1) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind 
nach Maßgabe der Hochschulprüfungsordnungen be­
fugt : 

1. Abteilungsleiter, 

2. hauptberufliche wissenschaftliche und künstleri­
sche Mitarbeiter der Abteilungen, 

3. Lehrbeauftragte. 

(2) Die Befugnis der in Absatz 1 Nr. 3 genannten Per­
sonen gilt nur nach einer Lehrtätigkeit von mindestens 
zwei Studienjahren an der Hochschule für Fernsehen 
und Film. 

§7 

Hochschulprüfungen 
an nichtstaatlichen Hochschulen 

IFür die Befugnis zur Abnahme von Hochschul­
prüfungen an nichtstaatlichen Hochschulen gelten die 
Vorschriften dieser Verordnung entsprechend. 2 Als 
Prüfer Tätige müssen die gleichen Einstellungsvoraus­
setzungen erfüllen wie entsprechende Prüfer an staat­
lichen Hochschulen. 

§8 

Schlussbestimmungen 

(1) IDiese Verordnung tritt am 1. April 2000 in Kraft. 
2Mit Ablauf des 31. März 2000 tritt die Hochschul­
prüferverordnung vom 4. April 1989 (GVBI S . 125, 
BayRS 2210-1-1-6-WFK) außer Kraft. 

(2) Soweit Hochschulmitglieder gemäß Art. 40 Abs. 1 
BayHSchLG in ihrem bisherigen Dienstverhältnis ver­
bleiben, richtet sich ihre Prüfungsbefugnis nach der 
Hochschulprüfer VO vom 24. August 1976 (GVBI S. 362); 
soweit Hochschulmitglieder gemäß Art. 43 Abs. 1 Satz 1 
BayHSchLG in ihrem bisherigen Dienstverhäl tnis ver­
bleiben, richtet sich ihre Prüfungsbefugnis nach der 
Hochschulprüfer-Verordnung vom 2. Juli 1979 (GVBI 
S.200). 

München, den 22 . Februar 2000 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 
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